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Die Kleine Anfrage vom 29. Mai 1970 beantworte 
ich im Einvernehmen mit den Herren Bundesminister 
der Justiz und des Innern wie folgt: 


1. Welche Entwicklung hat seit der Antwort der 
Bundesregierung vom 28. März 1968 (Druck- 
sache V/2789) auf die in der Einleitung ge- 
nannte Kleine Anfrage der Mißbrauch von Ca- 
nabis, zentralstimulierenden Mitteln und Hallu- 
zinogenen in der Bundesrepublik Deutschland 
genommen? 


Diese Frage kann nur anhand von Erkenntnissen, 
die bei der Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 
anfallen, und der dem Bundesgesundheitsamt 
- Bundesopiumstelle - von den für das Gesundheits- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden zuge- 
leiteten Unterlagen beantwortet werden. 

Die in der Antwort der Bundesregierung vom 
28. März 1968 (Drucksache V/2789) auf die Kleine 
Anfrage betr. Status, Beurteilung und Maßnahmen 
auf dem Sektor Rauschgifte und Drogen im Gebiet 
der Bundesrepublik enthaltenen Angaben ergänze 
ich für die Jahre 1968 und 1969 wie folgt: 

Die absoluten Zahlen der polizeilich festgestellten 
Rauschgiftdelikte betrugen: 

1968 1891 Fälle 

1969 4761 Fälle 

Auf 100 000 Einwohner umgerechnet, ergeben sich 
für diesen Zeitraum folgende „Häufigkeitsziffern“: 

1968 3,1 Fälle 

1969 7,8 Fälle 


Von den polizeilich festgestellten Tätern waren: 


Heran- 



Täter 

Erwach- 

wach- 

Jugend- 




sene 

sende 

liche 

Kinder 



(über 21 

(18-21 

(14-18 

(unter 14 



Jahre) 

Jahre) 

Jahre) 

Jahre) 

1968: 

1937 

64,5 o/o 

24,6 % 

10,7% 

0,2 °/o 

1969: 

4405 

52,2 % 

30,5 % 

17,2 % 

0,1 %> 


Die absoluten Zahlen nicht erwachsener Täter be- 
trugen: 

Heranwachsende Jugendliche Kinder zusammen 
1968: 476 207 4 687 

1969; 1345 756 6 2107 

Ausländer waren wie folgt beteiligt: 

Gesamtzahl der Täter davon „Nichtdeutsche Täter" 
1968: 1937 453 -23,4% 

1969: 4405 992 = 22,5% 


Die Aufklärungsquote der Rauschgiftdelikte betrug: 

1968 88,4% 

1969 87,2% 


Folgende Mengen an Suchtstoffen wurden sicher- 
gestellt: 


Canabis 

Rohopium 

Rohmorphin 

Heroin 

LSD 


1968 

380,924 kg 
31,882 kg 
0,5 g 
1,825 mg 
27 Trips 
3 St. Zucker 


1969 

2 278,170 kg 
48,059 kg 
209,081 kg 
587,479 g 
1 989 Trips 
84 St. Zucker 


1,08 mg Lösung3 788 Tabletten 

und Kapseln 
1 g Lösung 
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Die Rauschgiftkriminalität wird, wie die Entwick- 
lung in den ersten Monaten 1970 ausweist, weiter 
wachsen. Besonders zu beachten ist hierbei die Fest- 
stellung, daß sich der Kreis der Beteiligten völlig 
gewandelt hat. Im Gegensatz zu früher sind heute 
überwiegend jüngere Menschen beteiligt. 

Bisher ergibt sich aus der Zusammensetzung der 
von der Polizei sichergestellten Rauschgifte, daß 
sich die Sucht weitgehend noch auf Haschisch be- 
schränkt. Zu beobachten ist jedoch auch ein steigen- 
der Umfang der Sicherstellung von LSD und Heroin. 

Nach den dem Bundesgesundheitsamt - Bundes- 
opiumstelle - vorliegenden Unterlagen betrug die 
Anzahl der durch Indischen Hanf, Heroin, Opium 
und Morphin süchtigen Personen im Jahre 1968: 

Stoffe Anzahl der Süchtigen 

Indischer Hanf (Marihuana) 55 

Heroin 3 

Opium in Form von Tinktur oder Extrakt 67 

Morphin 398 

Die Gesamtzahl der bekannten 
Süchtigen betrug 4217 

Für das Jahr 1969 liegen noch keine vollständigen 
Angaben vor. 

Die bisher eingegangenen Meldungen ergeben 
folgendes Bild: 

Wegen Mißbrauchs von Indischem Hanf (einschließ- 
lich Haschisch) wurden als „süchtig" gemeldet: 


Länder 

Anzahl der Personen 


1969 

zum Vergleich: 1968 

Baden-Württemberg 

6 

0 

Hessen 

9 

9 

Niedersachsen 

4 

1 

Hamburg 

6 

2 

Nordrhein-Westfalen 

81 

42 

Zusammen: 

106 

54 

Bei diesen Personen 

dürfte es 

sich jedoch nur um 

„Süchtige" handeln, 

die wegen 

des Mißbrauchs in 

klinischer Behandlung gestanden haben bzw. noch 

stehen. 



Wegen Mißbrauchs 

von Psychoanaleptika (hier: 

Amphetamin und Methamphetamin) wurden als 

süchtig gemeldet: 



Länder 

Anzahl der Personen 


1969 

zum Vergleich: 1968 

Baden-Württemberg 

13 

10 

Bayern 

10 

9 

Hessen 

34 

31 

Niedersachsen 

2 

3 

Hamburg 

15 

13 

Nordrhein-Westfalen 

149 

139 

Schleswig-Holstein 

2 

1 

Zusammen: 

225 

211 


Insgesamt ergibt sich aus den bisher vorliegenden 
Unterlagen für das Jahr 1969 eine erhebliche Steige- 


rung des Halluzinogenmißbrauchs, wohingegen die 
Zahl der berichteten Fälle von Amphetaminmiß- 
brauch geringer angestiegen ist. 


2. Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 

a) welche Maßnahmen Länder wie die USA, 
Japan, Großbritannien und Schweden, in 
denen der Mißbrauch von Rauschmitteln und 
Drogen besonders verbreitet ist, ergriffen 
haben? 

b) welche Erfahrungen sie mit den ergriffenen 
gesetzgeberischen und sonstigen Maßnah- 
men gemacht haben? 

Hinsichtlich der polizeilichen Maßnahmen liegen 
folgende Erkenntnisse vor: 

USA 

In den USA wurde im April 1968 das Büro of Nar- 
cotics and Dangerous Drugs (BNDD) geschaffen, das 
zwei bisher beim Schatzministerium und beim Ge- 
sundheitsministerium bestehende Dienststellen er- 
setzte. Es hat die Aufgabe, Verletzungen der Bun- 
desgesetze gegen den illegalen Handel mit Rausch- 
giften zu ermitteln und zu verfolgen. Neben Dienst- 
stellen in den Vereinigten Staaten besitzt das 
BNDD Außenstellen in der ganzen Welt, vor allem 
in den Ländern, in denen Rauschgifte produziert 
oder umgearbeitet werden. Diese bei den US-Bot- 
schaften befindlichen Außenstellen arbeiten eng mit 
den Polizeibehörden des Landes zusammen. 

Schweden 

In Schweden sind die Maßnahmen gegen die etwa 
1966 angelaufene Rauschgiftwelle am augenfällig- 
sten. Die Regierung verabschiedete im Dezember 
1968 ein Zehnpunkteprogramm, das u. a. folgende 
Bekämpfungsmaßnahmen vorsieht: Vermehrung der 
Stellen und der Hilfsmittel für Polizei und Zoll, Ver- 
schärfung der Strafen (bis zu 6 Jahren Gefängnis), 
gesetzliche Erleichterung für die Durchsuchung von 
Treffpunkten und Schlupfwinkeln des Verbrecher- 
tums, Erleichterung der Telefonüberwachung bei 
Personen, die des Rauschgifthandels verdächtig sind. 

Die Zahl der Angehörigen der Narkotika-Polizei 
beträgt in Stockholm 110, im ganzen Land ca. 800 
(bei 8 Millionen Einwohnern). 

Es ist zu berücksichtigen, daß die Drogensucht in 
Schweden vorwiegend eine Tablettensucht (Phen- 
metrazin) ist. Auch Haschisch spielt in zunehmen- 
dem Maße eine Rolle. 

Japan 

Uber Japan liegen neuere Erkenntnisse nicht vor. 
Großbritannien 

Es ist bekannt, daß die Regierung eine Reihe von 
wissenschaftlichen Untersuchungen über die Gefahr 
der Rauschgiftsucht veranlaßt hat. 

Die Maßnahmen in diesen Ländern haben bisher ein 
Ansteigen der Rauschgiftkriminalität nicht ver- 
hindern können. 
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Im übrigen teile ich folgendes mit: 

USA 

Die President's Commission on Law Enforcement 
and Administration of Justice hat im Jahre 1967 den 
Task Force Report: Narcotics and Drug Abuse vor- 
gelegt, in dem ausgehend von einer Situations- 
analyse Empfehlungen zur Rauschmittelbekämpfung 
und Vorschläge für neue gesetzliche Regelungen 
über gefährliche Drogen gemacht werden. Im De- 
zember 1969 hat ein - etwa dem deutschen Gesetz 
über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Opium- 
gesetz) entsprechender - Gesetzentwurf, der unter 
anderem eine Neueinteilung der gefährlichen Sub- 1 
stanzen vorsieht, den Senat passiert und liegt nun 
mit mehreren Abänderungsanträgen dem Repräsen- j 
tantenhaus vor. 

Am 12. Juni 1970 fand im Bundesministerium für | 
Jugend, Familie und Gesundheit ein Erfahrungsaus- 
tausch zwischen dem Leiter des amerikanischen 
National Instituts of Health (NIH), Herrn Dr. Cohen, 
seinem Vertreter, Herrn Dr. Philipson, und deut- 
schen Fachleuten über Probleme der Bekämpfung 
des Rauschmittelmißbrauchs statt. 

Schweden 

Im Jahre 1969 hat das schwedische Narkomanen- 
pflege-Komitee ein Gutachten zum Narkotikapro- 
blem vorgelegt, dessen Teile III und IV auszugs- 
weise ins Deutsche übersetzt worden sind und aus- 
gewertet werden. Neben weiteren Berichten liegt 
auch das Protokoll der diesjährigen April-Tagung 
der Kommission zur Bekämpfung des Mißbrauchs 
von Narkotika mit verschiedenen Unterlagen vor. 
Die Bundesregierung hat eine Anfrage an die Regie- 
rungen der USA, Japans, Großbritanniens und 
Schwedens gerichtet, um weitere einschlägige Unter- 
lagen nach dem neuesten Stand zu erhalten. 


3. Welche vorbeugenden Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung in absehbarer Zeit gegen die 
weitere Verbreitung und den Mißbrauch der in 
Frage 1 bezeichneten Mittel zu ergreifen? 

Beabsichtigt sie insbesondere, 

a) darauf hinzuwirken, daß - u. a. auch als Ge- 
gengewicht zu den den Drogenmißbrauch oft- 
mals popularisierenden Pressedarstellungen | 
- die Öffentlichkeit, vor allem Eltern und 
Jugend, durch eine umfassende und organi- ; 
sierte Aufklärungskampagne über die zer- , 
störerische Wirkung der Drogen ins Bild ge- 
setzt wird, 

b) Maßnahmen zu ergreifen, die dem potentiel- 

len Verbraucher den Zugang zu Rauschgiften , 
und Drogen erschweren und insbesondere 
eine schärfere Kontrolle der ärztlichen Ver- 
schreibungsmöglichkeiten - vor allem im Be- 
reich der zentralstimulierenden Mittel - ge- 
währleisten, ! 

c) die sachlichen - wie Zentralregistrierung, 
Narkotikaspürhunde - und personellen Mit- 
tel der ihr unterstehenden Polizei- und Zoll- 
behörden zu verbessern, um den illegalen 
Handel mit Drogen und entsprechenden Roh- 
stoffen zu unterbinden, 


d) die Strafbestimmungen des Opiumgesetzes 
über die darin und in den inzwischen er- 
gangenen vier Betäubungsmittel-Gleichstel- 
lungsverordnungen genannten Stoffe hinaus 
auf weitere zu erstrecken, 

e) die Mindeststrafe nach § 10 Opiumgesetz ge- 
nerell zu erhöhen und darüber hinaus quali- 
fizierte Tatbestände zu schaffen, die es er- 
möglichen, Auf- und Verkäufer, Mittelsmän- 
ner und sonstige Profiteure, die eine schon 
vorhandene Drogenabhängigkeit ausnutzen 
oder zu einer solchen verlühren, mit schwe- 
ren Freiheitsstrafen zu belegen, 

f) gesetzliche Maßnahmen - wie sie etwa von 
der schwedischen Regierung beschlossen 
worden sind - in Erwägung zu ziehen, die 
das Telefonabhören bei als Rauschgifthänd- 
ler verdächtigen Personen ermöglichen? 


Zu a) 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung zu, daß 
eine umfassende und organisierte Aufklärungskam- 
pagne notwendig ist, um die Bevölkerung über die 
Folgen des Drogenmißbrauchs zu informieren und 
damit nicht nur ein Gegengewicht zu Drogenmiß- 
brauch popularisierenden Pressedarstellungen zu 
schaffen, sondern auch die Urteilsfähigkeit und Ein- 
stellung der Eltern, Erzieher und insbesondere der 
Jugendlichen zu bilden und verantwortliches Han- 
deln gegenüber sich selbst und der Gesellschaft zu 
bewirken. Um schwer kalkulierbare Fehlwirkungen 
einer solchen Kampagne im Sinne eines Bumerang- 
effektes auszuschließen, muß sie sehr sorgfältig 
vorbereitet sein. Dabei sind die zu gebenden Infor- 
mationen sowohl inhaltlich als auch in ihrer Kom- 
munizierbarkeit und ihren Rückwirkungen auf die 
Einstellungs- und Verhaltensweisen der Zielgruppen 
mit den Methoden moderner empirischer Sozial- 
wissenschaften zu untersuchen. Die Bundesregierung 
hat sich dazu bereits in der Fragestunde am 4. Juni 
1970 im Rahmen der Antwort auf die von Herrn 
Abgeordneten Dasch eingebrachte Frage 68 (Proto- 
koll der 56. Sitzung S. 2968 f.) sowie in der schrift- 
lichen Antwort auf die Mündlichen Fragen der 
Frau Abgeordneten Stommel (Protokoll der 
61. Sitzung, Anlage 20, S. 3419 f.) geäußert. Es 
wurden die erforderlichen Voraussetzungen geschaf- 
fen, um kurzfristig Eltern, Erzieher und andere 
Schlüsselpersonen im Bildungs- und Erziehungspro- 
zeß durch eine Informationsschrift nach dem gegen- 
wärtigen Erkenntnisstand sachgerecht zu unterrich- 
ten. Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat eine Expertenkommission aus den 
Bereichen der Jugendhilfe, der Jugendpsychiatrie 
und Schulpsychologie, der Erziehungsberatung und 
des Bundeskriminalamtes berufen, die die bisherigen 
Erfahrungen auf dem Gebiet des Rauschmittelmiß- 
brauchs auswertet, sachgerechtes Informations- 
material für Jugendliche, Eltern und Lehrer er- 
arbeitet und Möglichkeiten der differenzierten Hilfe 
für Anfällige, Gefährdete und bereits drogen- 
abhängige Jugendliche entwickelt. Eine Umfrage bei 
5000 Schülern ist in Auftrag gegeben, um die Mo- 
tive, die Jugendliche zum Drogenmißbrauch führen 
zu ermitteln. Es werden Modellseminare für Schlüs- 
selpersonen im Erziehungs- und Bildungsprozeß 
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durchgeführt. Weitere gezielte Aufklärungsmaß- 
nahmen sind vorgesehen. 

Die Bundesregierung nimmt ständig jede Gelegen- j 
heit wahr, durch die Informationsarbeit des zustän- 
digen Bundesministeriums für Jugend, Familie und | 
Gesundheit zu einer problembewußten und sach- 
lichen Berichterstattüng durch Presse, Rundfunk und i 
Fernsehen beizutragen. | 

Zu b) i 

Durch eine Änderung der Betäubungsmittel- Ver- I 
Schreibungsverordnung werden im ganzen Bundes- 1 
gebiet Betäubungsmittel nur noch auf Sonderrezept- j 
formularen verschrieben. Damit wird eine Regelung 
eingeführt, die sich im Saarland bereits seit Jahren 
sehr bewährt hat. Von ihr sind u. a. eine Intensi- j 
vierung der Überwachung des Verkehrs mit Be- 
täubungsmitteln und eine Einschränkung des 
Betäubungsmittelverbrauchs zu erwarten. Die Rege- 
lung wird sich auch auf zentralstimulierende Mittel 
beziehen, soweit sie dem Opiumgesetz unterliegen. 

Um Betäubungsmitteldiebstählen in Apotheken 
wirksamer begegnen zu können, ist eine Änderung 
der Apothekenbetriebsordnung in Vorbereitung. Die 
Vorschrift, die sich auf die Sicherung der Be- 
täubungsmittelbestände gegen Diebstahl bezieht, 
wird flexibler gestaltet. Die zuständigen Behörden 
werden entsprechend den jeweiligen Bedürfnissen 
im Einzelfall wirksame Sicherungsmaßnahmen 
gegen Diebstähle vorschreiben können. 

Zu c) 

Die Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität ist ent- 
sprechend der Verfassungslage als polizeiliche Auf- 
gabe in erster Linie Sache der Länder. Die Zunahme 
der Rauschgiftkriminalität hat die Länder veranlaßt, 
bereits bestehende Fachkommissariate personell be- 
deutend zu verstärken und in einer Reihe von ört- 
lichen Dienststellen neue Fachkommissariate einzu- 
richten. Darüber hinaus wird in beträchtlichem Um- 
fang eine Schulung der an der Bekämpfung der 
Rauschgiftdelikte beteiligten Kräfte durchgeführt. 
Die Dienststellen versuchen, auch durch Verbesse- 
rung der Arbeitsmethoden und Hilfsmittel, insbe- 
sondere Einsatz von Rauschgiftspürhunden, den 
Kampf gegen den illegalen Rauschgifthandel zu 
intensivieren. 

Beim Bundeskriminalamt als zentrale Sammelstelle 
werden nach einheitlichen Richtlinien, die zur Zeit 
den veränderten Bedingungen angepaßt werden, 
alle Meldungen über den illegalen Rauschgifthandel 
gesammelt und ausgewertet. Die Vollständigkeit | 
des Nachrichtenaustausches ist unter Berücksichti- 
gung der Wichtigkeit des Einzelfalles in vollem j 
Umfang gewährleistet. 

! 

Die auf diesem Gebiet besonders wichtigen inter- 
nationalen Verbindungen werden voll ausgenutzt 
und durch Vereinbarungen mit wichtigen Ländern, 
z. B. Türkei, Rumänien, Griechenland, Iran, ergänzt. 
So ist beispielsweise der Abteilungsleiter für 
Rauschgift beim Polizeipräsidium Istanbul im Juli 
1970 für einige Zeit in die Bundesrepublik Deutsch- 


land eingeladen worden. Die Stationierung eines 
Beamten des Bundeskriminalamtes beim General- 
konsulat Istanbul ist geplant. 

Zu den Maßnahmen der Zollbehörden hat der Par- 
lamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 3. Juni 1970 zur Frage des Abge- 
ordneten Dasch folgendes ausgeführt: 

„Die Anzahl der von Grenzzollstellen allein oder in 
Zusammenarbeit mit der Polizei erzielten Aufgriffe 
und der hierbei beschlagnahmten Mengen ist im 
vergangenen Jahr gegenüber dem Vorjahr stark 
angestiegen. Das ist unter anderem darauf zurückzu- 
führen, daß die Zollabfertigungsbeamten der wich- 
tigeren Grenzzollstellen durch Fachkräfte bei der 
Polizei über Rauschgifte und ihre charakteristischen 
Merkmale unterwiesen werden. 

Die Unterweisung wird ergänzt durch Hinweise auf 
neue Schmuggelmethoden usw. Zoll und Polizei 
arbeiten bei der Bekämpfung der illegalen Einfuhr 
von Rauschgift besonders eng zusammen. Eine Zu- 
sammenarbeit auf internationaler Ebene besteht im 
gewissen Umfang mit den Mitgliedstaaten des 
Brüsseler Zollrats. 

Die Oberfinanzdirektion Berlin hat kürzlich einen 
Rauschgiftspürhund erfolgreich eingesetzt. Weitere 
Hunde werden zur Zeit ausgebildet. Sie sollen an 
Grenzzollstellen eingesetzt werden, die mutmaßlich 
für den Rauschgiftschmuggel besonders in Betracht 
kommen. 11 

Zu d) 

Es ist nicht beabsichtigt, Strafbestimmungen des 
Opiumgesetzes auf Stoffe auszudehnen, die im 
Opiumgesetz oder den ergangenen Gleichstellungs- 
verordnungen nicht genannt sind. Wenn allerdings 
Stoffe durch weitere Gleichstellungsverordnungen 
den Vorschriften des Opiumgesetzes unterstellt 
werden, finden auf diese Stoffe auch die Strafvor- 
schriften des Opiumgesetzes Anwendung. 

Zu e) 

Vom Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit ist der Referentenentwurf eines Änderungs- 
gesetzes zum Gesetz über den Verkehr mit Be- 
täubungsmitteln (Opiumgesetz) an die zuständigen 
Bundesressorts, obersten Landesgesundheitsbehör- 
den und an interessierte Verbände übersandt wor- 
den. Dieser Entwurf enthält eine Neugestaltung der 
strafrechtlichen Bestimmungen des Opiumgesetzes. 
Eine generelle Erhöhung der Mindeststrafe ist nicht 
vorgesehen. Zur wirksameren Bekämpfung des 
illegalen Suchtstoffhandels ist eine Strafverschär- 
fung für besonders schwere Fälle vorgesehen. Als 
besonders schwere Fälle sollen insbesondere quali- 
fiziert werden: 

1. Die Abgabe von Suchtstoffen an Minderjährige 
unter 16 Jahren durch Erwachsene, 

2. das gewerbsmäßig begangene Suchtmitteldelikt, 

3. das Suchtmitteldelikt, das durch eine Bande 
(Rauschgift-Ring) begangen wird. 
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Als Strafrahmen für diese besonders schweren Fälle 
sieht der Entwurf eine Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren vor. Tatbestände mit gerin- 
gerem Unrechtsgehalt, vorwiegend Verstöße gegen 
Formvorschriften, sollen in Ordnungswidrigkeiten 
umgewandelt werden. Personen, vor allem Jugend- 
liche, die Rauschgift nehmen, sollen nicht in erster 
Linie als Straftäter behandelt werden. Hier ist viel- 
mehr eine Behandlung nach pädagogischen oder 
medizinischen Gesichtspunkten notwendig. 

Der Entwurf ist noch nicht mit den beteiligten Bun- 
desressorts und mit den Länderressorts abgestimmt. 
Das Ergebnis dieser noch ausstehenden Abstimmung 
bleibt abzuwarten und kann naturgemäß noch Ände- 
rungen des Entwurfs zur Folge haben. 

Zu f) 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, gesetzliche 
Maßnahmen vorzuschlagen, welche die in § 100 a 
StPO vorgesehene Überwachung und Aufnahme des 
Fernmeldeverkehrs auf Tonträger auch im Ver- 
fahren gegen Täter von Suchtmitteldelikten ermög- 
licht, weil sich bisher ein Bedürfnis für eine solche 
Regelung nicht ergeben hat. 


4. Welche Maßnahmen zur Heilung, Rehabilitie- 
rung und Resozialisierung der schon Drogen- 
abhängigen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen? 

Die Maßnahmen zur Heilung, Rehabilitierung und 
Resozialisierung der schon Drogenabhängigen kön- 
nen nicht isoliert, sondern nur im Rahmen der Maß- 
nahmen der Heilung, Rehabilitierung und Resoziali- 
sierung von psychisch Kranken gesehen werden. In 
diesem Sinne hat das Land Nordrhein-Westfalen im 
Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei 


psychischen Krankheiten vom 2. Dezember 1969 die 
Suchtkranken den übrigen psychisch Kranken zuge- 
ordnet und dabei die fürsorgerischen Gesichtspunkte 
in den Vordergrund gestellt. 

Zur Erreichung dieses Zieles fördert die Bundes- 
regierung verschiedene Einrichtungen und For- 
schungsvorhaben: Sie unterstützt die Arbeit der 
Deutschen Hauptstelle gegen die Suchtgefahren in 
Hamm durch Zuwendungen des Bundes. Diese be- 
steht in vielfältigen Formen der Aufklärung, in der 
Herstellung und im Vertrieb von gezieltem Infor- 
mationsmaterial sowie in der praktischen Unter- 
l Stützung der speziellen Verbandsarbeit, die sich in 
zunehmendem Maße mit den Suchtstoffkonsumenten 
beschäftigt. 

Auch bei der Planung moderner Maßnahmen zur 
Verbesserung der Situation der Suchtkranken wirkt 
die Deutsche Hauptstelle gegen die Suchtgefahren 
mit. Es gibt bereits 315 konfessionelle Beratungs- 
stellen, wozu noch die Ehe- und Lebensberatungs- 
stellen, wie gerade auch in letzter Zeit in zunehmen- 
dem Maße die Telefonseelsorge, hinzukommen. 

In diesem Zusammenhang ist auf die von der Bun- 
desregierung geförderte Modelleinrichtung für 
alkoholgefährdete Jugendliche in Kirchheim-Bolan- 
den hinzuweisen, die nun als speziell auf drogen- 
abhängige Jugendliche ausgerichtetes Modell aus- 
gebaut werden soll. 

Ferner unterstützt die Bundesregierung Forschungs- 
vorhaben zur Entwicklung von Modellen über die 
klinische Behandlung von Suchtkranken hinaus zu 
ambulanten Beratungsstellen für rauschmittelkonsu- 
mierende Jugendliche, um damit moderne Formen 
der Rehabilitierung und Resozialisierung zu 
erproben. 

Käte Strobel 
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